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I. Bekanntmachungen des Landkreises

Feststellung gem. § 5 UVPG 
 (Biogas Wittmund GmbH & Co. KG) 

Bek. d. GAA Emden v. 22.01.2019 –  
W5.421.04/99/EMD18-068-01

Die Naturgas Ardorf GmbH & Co. KG, Domhuser Weg 34, 26409 
Wittmund, hat mit Schreiben vom 22.08.2018 die Erteilung einer Ge-
nehmigung gemäß §§ 4 i. V. 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in der derzeit geltenden Fassung für die Errichtung und den 
Betrieb einer BHKW-Anlage am Standort Utarper Weg 38, 26409 Witt-
mund, Gemarkung Ardorf, Flur 37, Flurstück 30, beantragt.
Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 9 Abs. 3 i. V. 
m. § 7 Abs. 2 und Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der derzeit geltenden Fassung 
durch eine Vorprüfung des Einzelfalls zu ermitteln, ob für das beantragte
Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfor-
derlich ist. Bei der Vorprüfung ist auch zu berücksichtigen, ob erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen durch die Merkmale des Vorhabens
oder des Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offen-
sichtlich ausgeschlossen werden.
Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung in 
diesem Verfahren nicht erforderlich ist. Erhebliche nachteilige Umwel-
tauswirkungen werden durch das Vorhaben nicht hervorgerufen.
Besondere örtliche Gegebenheiten gem. den in Nummer 2.3 der Anlage 3 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien liegen zwar vor, da verschiedene der 
dort genannten Schutzgüter im Einwirkungsbereich der Anlage liegen. 
Das Vorhaben hat jedoch keine erheblichen Umweltauswirkungen, die 
die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele betreffen.
Die Pflicht zur Durchführung einer UVP besteht somit nicht. Diese Fest-
stellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Sie ist nicht selbststän-
dig anfechtbar. 
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II.	 Bekanntmachungen anderer Dienststellen

Stadt Wittmund 
Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Bauleitplanung in der Ortschaft Wittmund

Bebauungsplan 6.1/B 106 „Zwischen Auricher Straße, 
Harpertshausener Straße und Leepenser Weg“ sowie  
19. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
hier: Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
Der Rat der Stadt Wittmund hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 2018 
den Bebauungsplan 6.1/B 106 „Zwischen Auricher Straße, Harpertshau-
sener Straße und Leepenser Weg“ als Satzung sowie die Begründung be-
schlossen.
Der Bebauungsplan 6.1/B 106 „Zwischen Auricher Straße, Harpertshau-
sener Straße und Leepenser Weg“ wird mit dieser Bekanntmachung ge-
mäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich.
Hinsichtlich der nunmehr festgesetzten Art der baulichen Nutzung weicht 
der Bebauungsplan 6.1/B 106 „Zwischen Auricher Straße, Harpertshau-
sener Straße und Leepenser Weg“ von der bisher gültigen Flächennut-
zungsplandarstellung ab. Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
6.1/B 106 wird der Flächennutzungsplan daher im Wege der Berichtigung 
gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst.

Ich weise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 
BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hin.
Ich weise außerdem darauf hin, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 
Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 
Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Wittmund 
unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.
Der Bebauungsplan 6.1/B 106 „Zwischen Auricher Straße, Harpertshau-
sener Straße und Leepenser Weg“ wird mit der Begründung ab sofort 
während der Dienststunden im Rathaus in 26409 Wittmund, Kurt-Schwit-
ters-Platz 1, Zimmer 103, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 6.1/B 106 „Zwi-
schen Auricher Straße, Harpertshausener Straße und Leepenser Weg“ ist 
aus dem nachstehend abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.
Wittmund, den 28. Februar 2019
	 Claußen
	 Bürgermeister

Kartengrundlage: �Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
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Stadt Wittmund
Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Bauleitplanung in der Ortschaft Wittmund

Bebauungsplan 6.1/B 107 „Östlich des Immentunsweges“  
mit örtlichen Bauvorschriften sowie  
23. Berichtigung des Flächennutzungsplanes
hier: Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
Der Rat der Stadt Wittmund hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 2018 
den Bebauungsplan 6.1/B 107 „Östlich des Immentunsweges“ mit den 
örtlichen Bauvorschriften als Satzung sowie die Begründung beschlossen.
Der Bebauungsplan 6.1/B 107 „Östlich des Immentunsweges“ mit den 
örtlichen Bauvorschriften wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich.
Hinsichtlich der nunmehr festgesetzten Art der baulichen Nutzung weicht 
der Bebauungsplan 6.1/B 107 „Östlich des Immentunsweges“ von der 
bisher gültigen Flächennutzungsplandarstellung ab. Mit dem Inkrafttre-
ten des Bebauungsplanes 6.1/B 107 wird der Flächennutzungsplan daher 
im Wege der Berichtigung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst.

Ich weise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 
BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hin.
Ich weise außerdem darauf hin, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Wittmund unter Darlegung des die Verletzung 
begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Der Bebauungsplan 6.1/B 107 „Östlich des Immentunsweges“ mit den 
örtlichen Bauvorschriften wird mit der Begründung ab sofort während der 
Dienststunden im Rathaus in 26409 Wittmund, Kurt-Schwitters-Platz 1, 
Zimmer 103, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird 
auf Verlangen Auskunft gegeben.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 6.1/B 107 „Östlich 
des Immentunsweges“ ist aus dem nachstehend abgedruckten Übersichts-
plan ersichtlich.
Wittmund, den 28. Februar 2019
	 Claußen
	 Bürgermeister

Kartengrundlage:Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
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Stadt Wittmund
Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Bauleitplanung in der Ortschaft Hovel,  

Ortsteil Kloster
Bebauungsplan 6.7/B 7 „Westlich Hiddenskamp“ mit örtlichen  
Bauvorschriften sowie 24. Berichtigung des Flächennutzungsplanes
hier: Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
Der Rat der Stadt Wittmund hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 2018 
den Bebauungsplan 6.7/B 7 „Westlich Hiddenskamp“ mit den örtlichen 
Bauvorschriften als Satzung sowie die Begründung beschlossen.
Der Bebauungsplan 6.7/B 7 „Westlich Hiddenskamp“ mit den örtlichen 
Bauvorschriften wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB rechtsverbindlich.
Hinsichtlich der nunmehr festgesetzten Art der baulichen Nutzung weicht 
der Bebauungsplan 6.7/B 7 „Westlich Hiddenskamp“ von der bisher gül-
tigen Flächennutzungsplandarstellung ab. Mit dem Inkrafttreten des Be-
bauungsplanes 6.7/B 7 wird der Flächennutzungsplan daher im Wege der 
Berichtigung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst.
Ich weise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 
BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-

ansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hin.
Ich weise außerdem darauf hin, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 
Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 
Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Wittmund 
unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.
Der Bebauungsplan 6.7/B 7 „Westlich Hiddenskamp“ mit den örtlichen 
Bauvorschriften wird mit der Begründung ab sofort während der Dienst-
stunden im Rathaus in 26409 Wittmund, Kurt-Schwitters-Platz 1, Zimmer 
103, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Ver-
langen Auskunft gegeben.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 6.7/B 7 „Westlich 
Hiddenskamp“ ist aus dem nachstehend abgedruckten Übersichtsplan er-
sichtlich.
Wittmund, den 28. Februar 2019
	 Claußen
	 Bürgermeister

Kartengrundlage: �Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
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Satzung über die Veränderungssperre  
für den Geltungsbereich des künftigen  

Bebauungsplanes Ostbense Nr. 1  
„Hartward-Nordwest“, Gemeinde Neuharlingersiel
Aufgrund der §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbin-
dung mit §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat 
der Gemeinde Neuharlingersiel in seiner Sitzung am 21. Februar 2019 
folgende Veränderungssperre als Satzung beschlossen:

§ 1
Anordnung der Veränderungssperre

Zur Sicherung der Bauleitplanung im künftigen Bebauungsplan Ostbense 
Nr. 1 „Hartward-Nordwest“ wird eine Veränderungssperre angeordnet.

§ 2
Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst Grundstücke in 
der Ortschaft Hartward im Ortsteil Ostbense. Insbesondere sind folgende 
Straßenzüge betroffen: Hartward West, Osquarder Weg, Muschelweg und 
Kieselweg.
Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist in der Anlage zeichne-
risch dargestellt. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung.

§ 3
Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre, Ausnahmen

1.	 Im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung dürfen
	 a.	� Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bau-

liche Anlagen nicht beseitigt werden,
	 b.	� erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 

Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht 
vorgenommen werden.

	 1.	 �Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen wer-

den. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmi-
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

	 2.	� Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre bau-
rechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Ge-
meinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt 
hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Verände-
rungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungs-
arbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Satzung über die Veränderungssperre tritt am Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft.
Sie tritt nach § 17 BauGB außer Kraft, sobald und soweit für ihren Gel-
tungsbereich (§ 2) die Neuaufstellung des Bebauungsplanes in Kraft tritt, 
sonst nach Ablauf von zwei Jahren seit ihrem Inkrafttreten; diese Frist 
kann um ein Jahr und wenn besondere Umstände es erfordern, um bis zu 
einem weiteren Jahr nochmals verlängert werden.
Neuharlingersiel, den 22. Februar 2019 

Peters
Bürgermeister 

Die vorstehende Satzung wird hiermit nach § 16 Abs. 2 Baugesetzbuch 
öffentlich bekanntgemacht. Jedermann kann die Anordnung der Ver-
änderungssperre (Wortlaut der Satzung sowie die Karte des geplanten 
Geltungsbereiches) während der Dienststunden bei der Gemeinde Neu-
harlingersiel, Bürgerbüro, Von-Eucken-Weg 2, 26427 Neuharlingersiel, 
einsehen und über ihren Inhalt Auskunft erhalten. Die Bekanntmachung 
erfolgt ergänzend auf der Internetseite der Gemeinde Neuharlingersiel 
www.gemeinde.neuharlingersiel.de unter Ortsrecht.
Neuharlingersiel, den 22. Februar 2019 

Peters
Bürgermeister 
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Anlage
zur Satzung über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des künftigen Bebauungsplanes Ostbense Nr. 1 „Hartward-Nord-
west“, Gemeinde Neuharlingersiel

Kartengrundlage: �Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – verkleinert –, vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers, LGLN Aurich, Kataster-
amt Wittmund
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Bekanntmachung
A. � Bebauungsplan Nr. 26 „Leegmoorsweg“ 

 mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97 
und 98 der Nieders. Bauordnung

Der Rat der Gemeinde Westerholt hat in seiner Sitzung am 14.11.2018 die 
oben genannte Bebauungsplanänderung gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) als Satzung beschlossen.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden 
Übersichtsplan zu ersehen.
Der  Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der Begründung 
zu jedermanns Einsicht im Gemeindebüro der Gemeinde Westerholt, 
Heidkamp 20, 26556 Westerholt, bereitgehalten, über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. Alle Unterlagen zu dem genannten Bebau-
ungsplan können auch im Internet unter „www.holtriem.de“ eingesehen 
werden.
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungsplan Nr. 26 „Leegmoors-
weg“  mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97 und 98 der Nieders. 
Bauordnung mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Wittmund in Kraft.
Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 
Abs. 1 Satz 1 BauGB
	 1.	� eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
	 2.	� eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

	 3.	� nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs 

�unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Wes-
terholt unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.
�Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass
	 •	� der Entschädigungsberechtigte nach § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB 

Entschädigung verlangen kann, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

	 •	� nach § 44 Abs. 4 BauGB ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird.

Westerholt, den 19.02.2019
	 Gemeinde Westerholt
	 Die Bürgermeisterin
	 de Vries-Wiemken

Kartengrundlage: �Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – verkleinert – vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers: Landesamt für Geoinforma-
tion und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
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B. � 13. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Holtriem

Aufgrund des Bebauungsplanes Nr. 26 „Leegmoorsweg“ mit örtlichen 
Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97 und 98 der Nieders. Bauordnung der 
Gemeinde Westerholt, wird gemäß § 13 b in Verbindung mit § 13 a Abs. 2 
Satz 2 des Baugesetzbuches der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde 
Holtriem im Wege der Berichtigung wie folgt angepasst: Die Fläche wird 
künftig analog den Festsetzungen des Bebauungsplanes als Wohnbauflä-
che, Fläche für den ruhenden Verkehr, private Grünfläche, Fläche für die 
Regelung des Wasserabflusses und Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt.

Der Geltungsbereich der Berichtigung ist aus dem nachstehenden Über-
sichtsplan zu ersehen.
Bei der vorgenannten Berichtigung des Flächennutzungsplanes handelt es 
sich um einen redaktionellen Vorgang, auf den Vorschriften über die Auf-
stellung und Genehmigung von Bauleitplänen keine Anwendung finden.
Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird gleichzeitig mit dem 
oben genannten Bebauungsplan wirksam.
Westerholt, den 19.02.2019
	 Samtgemeinde Holtriem
	 Der Samtgemeindebürgermeister
	 Ahrends

Kartengrundlage: �Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – verkleinert – vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers: Landesamt für Geoinforma-
tion und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
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Satzung 
der Gemeinde Nenndorf über die Erhebung von 
Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis 

(Verwaltungskostensatzung)
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) und des § 4 des Niedersächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (NKAG) in der jeweils geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Nenndorf in seiner Sitzung am 17.01.2019 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1)	� Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten – im nach-
folgenden Verwaltungstätigkeiten – im eigenen Wirkungskreis der 
Gemeinde werden nach dieser Satzung Gebühren und Auslagen – im 
nachfolgenden Kosten – erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass 
gegeben haben.

(2)	� Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kosten-
pflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag abgelehnt oder 
nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurück-
genommen wird.

(3)	� Die Erhebung der Kosten auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleibt 
unberührt.

§ 2
Kostentarif

Die Höhe der Kosten bemisst sich unbeschadet des § 5 nach dem Kostenta-
rif, der Bestandteil dieser Satzung ist.

§ 3
Gebühren

(1)	� Ist für den Ansatz von Gebühren durch den Kostentarif ein Rahmen 
(Mindest- und Höchstsätze) bestimmt, so sind bei der Festsetzung der 
Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Ge-
genstandes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit zu be-
rücksichtigen.

	 Die Gebühr ist auf den vollen EURO-Betrag festzusetzen.
(2)	 �Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebenein-

ander vorgenommen, so ist für jede Verwaltungstätigkeit eine Gebühr 
zu erheben.

(3)	 Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit
		  a)	� ganz oder teilweise abgelehnt,
		  b)	� zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist,
	� so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt 

werden.
(4)	� Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf 

unverschuldeter Unkenntnis, so kann die Gebühr außer Ansatz bleiben.
§ 4

Gebührenbefreiung
(1)	 Gebühren werden nicht erhoben für
	 1.	 mündliche Auskünfte,
	 2.	 Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten:
		  a)	 Arbeits- und Dienstleistungssachen,
		  b)	� Besuch von Schulen, soweit nicht Zweitausfertigungen von 

Zeugnissen anzufertigen sind,
		  c)	� Zahlung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, 

Krankengeldern, Unterstützungen und dergleichen aus öffent-
lichen und privaten Kassen,

		  d)	� Jugendamtsurkunden nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz,
		  e)	 Nachweise der Bedürftigkeit,
		  f)	 Sozialversicherungs-, Sozialhilfe- und Jugendhilfesachen.
	 3.	� Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, Niederschlagung oder 

den Erlass von Verwaltungskosten betreffen,
	 4.	� steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für die Vergabe öf-

fentlicher   Aufträge,
	 5.	 Verwaltungstätigkeiten, zu denen
	 	 a)	 �in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im Lan-

de, eine Behörde des Bundes oder die Behörde eines anderen 
Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass die Gebühr 
einem Dritten zur Last zu legen ist,

		  b)	� Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts einschließlich ihrer öffent-

lich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen zur Durch-
führung von Zwecken i. S. des § 54 der Abgabenordnung (AO 
1977) Anlass gegeben haben, es sei denn, dass die Gebühr ei-
nem Dritten zur Last zu legen ist.

(2)	� Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz 1 genannten 
Fällen ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn daran ein öffentli-
ches Interesse besteht.

(3)	� Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht 
angewendet.

§ 5
Auslagen

(1)	� Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Verwal-
tungstätigkeit besondere Auslagen notwendig, so hat der Kosten-
schuldner sie ohne Rücksicht darauf, ob eine Gebühr zu entrichten ist, 
zu erstatten. Dies gilt nicht für besondere Auslagen bei der Bearbeitung 
eines Rechtsbehelfs, soweit diesem stattgegeben wird.

(2)	� Als Auslagen werden insbesondere erhoben:
	 1.	� Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die La-

dung von Zeugen und Sachverständigen; wird durch Bedienstete 
der Behörde zugestellt, so werden die für die Zustellung durch die 
Post mit Zustellungsurkunde entstehenden Postgebühren erhoben;

	 2.	� Gebühren für Telekommunikationseinrichtungen,
	 3.	 Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
	 4.	 Zeugen- und Sachverständigengebühren,
	 5.	 bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten,
	 6.	� Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tä-

tigkeit zu zahlen sind,
	 7.	 Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,
	 8.	� Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durch-

schriften, Auszüge, Kosten für Fotokopien, Lichtpausen und Ver-
vielfältigungen nach den im Kostentarif vorgesehenen Sätzen.

(3)	� Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und den Gebietskörper-
schaften im Lande werden, soweit gegenseitig verbürgt ist, Auslagen 
nur erhoben, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 25,00 EUR über-
steigen.

§ 6
Kostenpflichtiger

(1)	 �Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, wer zu einer Verwaltungstätig-
keit Anlass gegeben hat.

(2)	 �Mehrere Kostenpflichtige sind Gesamtschuldner.
§ 7

Entstehung der Kostenpflicht
(1)	 �Die Gebührenpflicht entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstä-

tigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages.
(2)	 �Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Auf-

wendung des zu erstattenden Betrages.
§ 8

Fälligkeit der Kostenschuld
(1)	� Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an 

den Kostenschuldner fällig, wenn nicht die Behörde einen späteren 
Zeitpunkt bestimmt.

(2)	� Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten können von der 
vorherigen Zahlung der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstel-
lung eines angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht wer-
den. Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist 
er zu erstatten.

§ 9
Anwendung des Verwaltungskostengesetzes

Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4 Abs. 4                          
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes die Vorschriften des 
Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes sinngemäß Anwendung.

§ 10
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt am 01. Januar 2019 in Kraft.
(2)	� Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 

im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde Nenndorf vom 21.12.2017 
außer Kraft.

Nenndorf, den 17.01.2019
	 Gemeinde Nenndorf
	 Denkena
	 Bürgermeisterin
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Lfd. 	 Gegenstand� Gebühr/Pauschbetrag/
Nr.	�  EUR

1.	 Vermögensverwaltung	
	� Vorrangseinräumung, Löschungsbewilligungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter, � 30,00 

Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen zugunsten von Pfandrechten Dritter, 
insbesondere gegenüber Auflassungsvormerkungen und Vorkaufsrechten  
sowie Belastungsgenehmigungen	

	 Von der Gebührenerhebung ausgenommen sind Erklärungen und Bewilligungen 
	 aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung.	

2.	 Erteilung eines Negativattestes nach §§ 19, 20 BauGB (Grundstücksteilung)� 15,00

3.	� Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die Nichtausübung eines Vorkaufsrechtes � 15,00 
(Negativzeugnis) nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB	

4.	 Stellungnahmen zu Bauvoranfragen und Bauanträgen (Zuschlag nach Baugebührenordnung)� 15,00

5.	 Stellungnahmen zu Ausnahmegenehmigungen zur Benutzung gewichtsbeschränkter Gemeindestraßen	
	 a) bei Einzel-Anträgen� 15,00
	 b) bei Anträgen für eine bestimmte Geltungsdauer für jedes angefangene Jahr� 15,00
	 c) �bei Anträgen für mehrere Fahrzeuge für eine bestimmte Geltungsdauer für jedes  

angefangene Jahr und jedes aufgeführte Motorfahrzeug� 15,00

6.	� Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmegenehmigungen und  
andere zum unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene Verwaltungstätigkeit, � 15,00 
wenn keine andere Gebühr vorgeschrieben ist� bis 150,00

Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung der Gemeinde Nenndorf

Haushaltssatzung 
Zweckverband Deutsches Sielhafenmuseum  

Carolinensiel für das Haushaltsjahr 2019
Aufgrund des § 16 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (NKomZG) in der Fassung vom 21.12.2011 
(Nds. GVBl. S. 493) zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.10.2016 (Nds. 
GVBl. S. 226) in Verbindung mit § 112 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2018 
(Nds. GVBl. S. 113) hat die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des „Deutsches Sielhafenmuseum in Carolinensiel“ in der Sitzung am 
14. Nov. 2018 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 be-
schlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
1.	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	 1.1 der ordentlichen Erträge auf� 474.700  Euro
	 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf� 499.700  Euro
	 1.3 der außerordentlichen Erträge auf� 0 Euro
	 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 Euro
2.	 im Finanzhaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	� 2.1 der Einzahlungen  

aus laufender Verwaltungstätigkeit auf� 474.700  Euro
	� 2.2 der Auszahlungen  

aus laufender Verwaltungstätigkeit� 499.400  Euro
	� 2.3 der Einzahlungen  

für Investitionstätigkeit auf� 1.500 Euro
	� 1.4 der Auszahlungen  

für Investitionstätigkeit auf� 1.500 Euro
	� 2.5 der Einzahlungen  

für Finanzierungstätigkeit auf� 0 Euro
	� 2.6 der Auszahlungen  

für Finanzierungstätigkeit auf� 0 Euro
	 festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredi-
termächtigungen) werden nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskre-
dite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 70.000 EURO festgesetzt.

§ 5
Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2019 wird auf 340.779,80 
EURO festgesetzt. Sie wird wie folgt aufgebracht:
	 a.) Landkreis Wittmund	 170.389,90 EURO
	 b.) Stadt Wittmund	 170.389,90 EURO
Carolinensiel, den 15. Nov. 2018

Dr. Heike Ritter-Eden
Verbandsgeschäftsführerin

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 NKomVG vom 1. – 11. März 
2019 im Deutschen Sielhafenmuseum, Pumphusen 3 (Alte Pastorei), 
26409 Wittmund-Carolinensiel, öffentlich aus.
Carolinensiel, den 7. Febr. 2019

Dr. Heike Ritter-Eden
Verbandsgeschäftsführerin

Amt für regionale Landesentwicklung
Weser-Ems
Geschäftsstelle Aurich
Oldersumer Straße 48
26603 Aurich� Aurich, 19.02.2019

Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Hesel-Friedeburg 

Ausführungsanordnung
In der Flurbereinigung Hesel-Friedeburg, Kreis Wittmund, wird hiermit 
die Ausführung des Flurbereinigungsplanes gemäß § 61 des Flurberei-
nigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 16.03.1976 
(BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), angeordnet.
Der neue Rechtszustand tritt mit Wirkung vom 04.03.2019, 0.00 Uhr ein. 
Zu diesem Stichtag gehen die eingebrachten Flurstücke rechtlich unter 
und an deren Stelle tritt der neue Bestand.
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Etwaige Änderungen oder Nachträge zum Flurbereinigungsplan beziehen 
sich in ihrer zeitlichen Wirksamkeit jeweils auf das vorgenannte Datum.
Über Anträge auf Regelung von Pachtverhältnissen gemäß §§ 70 und 71 
FlurbG sowie auf Entscheidung über die Beteiligung von Nießbrauchern 
an den Eigentümern zur Last fallenden Beiträgen (§ 19 FlurbG) entschei-
det gemäß § 71 Satz 1 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde. Die Anträge 
müssen gemäß § 71 Satz 3 FlurbG innerhalb von 3 Monaten nach Erlass 
dieser Ausführungsanordnung beim ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Au-
rich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, gestellt werden.
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 12.07.2018 (BGBl. I S. 1151), wird hiermit die sofortige Vollzie-
hung der Ausführungsanordnung angeordnet.
Gründe: Die gegen den am 16.11.2017 den Beteiligten vorgelegten Flur-
bereinigungsplan erhobenen Widersprüche sind im Verhandlungswege 
ausgeräumt worden. Gegen den am 20.11.2018 vorgelegten Nachtrag 1 
sind keine Widersprüche erhoben worden. Die Voraussetzungen für den 
Erlass der Ausführungsanordnung gemäß § 61 FlurbG liegen daher vor. 
Die tatsächlichen Überleitungen in den neuen Zustand sind durch die 
Überleitungsbestimmungen zur Vorläufigen Besitzeinweisung vom 
21.10.2015 bereits geregelt worden. Weiterer Bestimmungen bedarf es 
daher nicht.
Die sofortige Vollziehung ist angeordnet worden, weil es im besonderen 
öffentlichen Interesse liegt, die öffentlichen Bücher möglichst frühzeitig 
zu berichtigen. Die aufschiebende Wirkung eines Widerspruches gegen 
die Ausführungsanordnung würde die grundbuchrechtliche Abwicklung 
von geplanten Verkäufen hinausschieben und zu Rechtsunsicherheiten 
führen. 
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe beim Amt für regionale Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, 
Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, sowie bei der Geschäfts-
stelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erhoben werden.
Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese 
öffentliche Bekanntmachung auch im Internet unter www.flurb-we.nie-
dersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ eingestellt.
		  Im Auftrage
	 (L. S.)	 Ihler

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes „Abfallwirtschaftszentrum 

Friesland/Wittmund“ 
für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) in Verbindung mit § 16 des Niedersächsischen Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) hat die Verbandsver-
sammlung des Zweckverbandes „Abfallwirtschaftszentrum Friesland/
Wittmund“ in der Sitzung am 09.01.2019 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2019 beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 
1.	� im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	� 1.1	  der ordentlichen Erträge auf� 17.721.000,00 EUR
	� 1.2	  der ordentlichen Aufwendungen auf� 17.721.000,00 EUR
	� 1.3	  der außerordentlichen Erträge auf�    0,00 EUR
	� 1.4	  der außerordentlichen Aufwendungen auf� 0,00 EUR
2.	� im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	� 2.1 der Einzahlungen  

aus lfd. Verwaltungstätigkeit auf� 17.640.000,00 EUR
	� 2.2 der Auszahlungen 

aus lfd. Verwaltungstätigkeit auf� 13.081.000,00 EUR
	� 2.3 der Einzahlungen  

für Investitionstätigkeiten auf�                 0,00 EUR
	� 2.4 der Auszahlungen  

für Investitionstätigkeiten auf�             1.950.000,00 EUR

	� 2.5 der Einzahlungen  
für Finanzierungstätigkeiten auf�   1.950.000,00 EUR

	� 2.6 der Auszahlungen  
für Finanzierungstätigkeiten auf�   4.905.000,00 EUR

festgesetzt.
nachrichtlich: 
Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes� 19.590.000,00 EUR
– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes� 19.936.000,00 EUR

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen 
(Kreditermächtigung) wird im Haushaltsjahr 2019 auf 1.950.000,00 EUR 
festgesetzt. 

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredi-
te zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 100.000 EUR festgesetzt.

§ 5
Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2019 wird auf 9.192.000,00 
EUR festgesetzt. Sie wird von den Verbandsmitgliedern wie folgt getra-
gen:
	 Landkreis Friesland:	 6.158.640,00 EUR
	 Landkreis Wittmund:	 3.033.360,00 EUR
Wiefels, den 09.01.2019
	 Ramke	 Arlinghaus	  Bohlken
	 Vorsitzender	 Verbands-	 Kfm. Leiter
	 der	 geschäftsführer
	Verbandsversammlung

Genehmigung
der Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Abfallwirtschaftszent-
rum Friesland/Wittmund“ für das Haushaltsjahr 2019
Die von der Verbandsversammlung in der Sitzung am 09.01.2019 be-
schlossene Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 genehmige ich 
hiermit gemäß § 16 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (NKomZG) in Verbindung mit § 120 Abs. 2 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hinsicht-
lich des in 
§ 2 festgesetzten Gesamtbetrages der vorgesehenen Kreditaufnah-
men in Höhe von 1.950.000 EUR.
Weitere genehmigungspflichtige Teile enthält die Haushaltssatzung nicht.
Hannover, 14.02.2019
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport
Kommunalaufsicht
32.32/10302-3081
Im Auftrage
Kaufmann

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Abfallwirt-
schaftszentrum Friesland/Wittmund“ für das Haushaltsjahr 2019 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Zeit vom 04.03.2019 
bis 16.03.2019 im Eingangsgebäude des Zweckverbandes Abfallwirt-
schaftszentrum Friesland/Wittmund, Fuhlrieger Allee 3, 26434 Wanger-
land, während der Dienststunden öffentlich aus.
Wiefels, 28.02.2019

Arlinghaus
Verbandsgeschäftsführer 
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